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Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort hat nun die Kollegin Corinna Rüffer für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Ben-

tele! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am Montag war 
der Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit Be-
hinderung. Schon am Dienstag danach ist Ihnen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von Union und SPD, aufge-
fallen, dass Sie gerne hier heute im Plenum darüber re-
den wollen. Sie mussten dann ganz schnell von uns wis-
sen, ob wir einverstanden sind.

Ich sage: Besser spät als nie. Persönlich unterhalte ich 
mich auch gerne über das Thema, erst recht hier im Bun-
destag. Aber ganz ehrlich: Von einer Bundesregierung 
erwarte ich mehr als nur schöne Worte auf den letzten 
Drücker. Ich erwarte, dass Sie auch etwas vorlegen.

Meine Fraktion hat schon vor einem Monat einen An-
trag eingebracht, über den wir hier auch debattiert haben. 
Sie haben damals beklagt, unser Antrag sei enttäu-
schend. Die Fachwelt sieht das anders. Sie haben davon 
gesprochen, dass Sie selbst sich da etwas mehr vorge-
nommen hätten. Das mag ja sein. Mir ist aber wichtig, 
was Sie tun. Bisher beschränkt sich Ihr Tun darauf, Ver-
sprechen abzugeben. Davon profitieren Sie selbst am 
meisten. In Reden und auf Podien schwingen Sie sehr 
große Worte: Wir werden Teilhabeleistungen anrech-
nungsfrei gestalten und den Ausschluss vom Wahlrecht 
abschaffen. – Aber wenn man mit Ihnen kleine, konkrete 
Vorschläge diskutieren will, dann wehren Sie ab und sa-
gen: Nein, das geht nicht. Jetzt noch nicht. Wir wollen 
nämlich mehr. Aber das dauert noch. Wir sind in Gesprä-
chen. Wir sind uns noch nicht einig.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, die Gesprä-
che über eine Weiterentwicklung des Leistungsrechtes 
führen wir schon eine ganze Weile. Es gäbe eine Reihe 
von Verbesserungen, die Sie ohne Weiteres direkt ange-
hen könnten. Ein paar Vorschläge haben wir in unserem 
Antrag vor einem Monat gemacht. Sie könnten zügig 
sehr viel zum Abbau von Barrieren und gegen Diskrimi-
nierung tun. Ich bin gespannt auf die Diskussion, die wir 
im Ausschuss über unseren Antrag führen werden. Viel-
leicht können Sie sich ja durchringen, ihm am Ende zu-
zustimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich hätte aber auch nichts dagegen, wenn Sie jetzt 
selbst initiativ werden würden. Wenn Sie zeigen möch-
ten, dass Sie es wirklich ernst meinen, dann legen Sie 
doch noch vor der Sommerpause etwas vor. Es könnten 
ja einfach kleinere und überschaubare Projekte sein. In 
Deutschland ist zum Beispiel noch nicht systematisch si-
chergestellt, dass alle neuen Gesetze und Verordnungen 
auf Bundesebene den Anforderungen der Behinderten-
rechtskonvention genügen. Darum könnten Sie sich 
doch kümmern. Nehmen wir einen anderen Bereich: In 
Deutschland dürfen medizinische Experimente an behin-
derten Kindern auch dann vorgenommen werden, wenn 

sie selbst nicht davon profitieren. Machen Sie Schluss 
damit, jetzt und nicht erst später, irgendwann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Ich kann Ihnen versichern, dass meine Fraktion im-
mer gerne zustimmen wird, wenn Sie etwas dafür tun, 
dass sich die Situation der behinderten Menschen ver-
bessert. Ihnen würde das auch bei behinderten Menschen 
und ihren Verbänden mehr Anerkennung bringen als die 
abenteuerlichen Vorschläge, mit denen der stellvertre-
tende Vorsitzende der Unionsfraktion, Michael Fuchs, 
kürzlich zitiert wurde. Er forderte, bei der Eingliede-
rungshilfe zu sparen, um den Abbau der kalten Progres-
sion zu finanzieren. Das ist ein kalter Vorschlag. Ich 
habe selten einen schlechteren gehört.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Solche Äußerungen machen aber die Problematik 
deutlich. Es gibt selbstverständlich auch bei Ihnen in der 
Union und in der SPD Abgeordnete, die sich behinder-
tenpolitisch engagieren und wirklich etwas bewegen 
möchten, unbestritten. In der Debatte vor einem Monat 
haben sich einige von Ihnen sehr engagiert geäußert und 
zum Beispiel kritisiert, dass sowohl behinderte Men-
schen selbst als auch ihre Ehepartner finanziell für ihre 
Assistenz aufkommen müssen. Das sei ein Skandal, hieß 
es. Das wurde heute mehrfach wiederholt. In ihrer Ant-
wort auf eine Kleine Anfrage meiner Fraktion äußerte 
sich die Bundesregierung aber ganz anders:

Die Auffassung, dass die Eheschließung bzw. Part-
nerschaft

– gut aufpassen –

von behinderten Menschen bei Sozialhilfegewäh-
rung unerträglich belastet würde, kann nicht über-
zeugen. Bei einer Partnerschaft spielen in unserer 
Gesellschaft primär persönliche Aspekte eine Rolle.

Liebe zum Beispiel; das stimmt. Aber wir können von 
Liebenden nicht erwarten, dass sie deshalb arm werden. 
Das ist zu viel verlangt. Die Anfrage ist ein paar Wochen 
alt. Da widerspricht sich irgendetwas.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

Liebe Frau Nahles oder wer auch immer mir das be-
antworten will, was ist denn da los? Wem soll ich denn 
glauben? Ihnen, wenn Sie von hier aus reden, oder der 
Regierung, wenn sie schriftlich Fragen beantwortet? 
Wenn ich mich dann an die Debatte zur finanziellen 
Lage der Kommunen erinnere – das ist auch noch nicht 
lange her; die haben wir kürzlich geführt –, schwant mir 
wirklich nichts Gutes. Da wurde mir etwas zu häufig 
über Finanzen und Einsparpotenziale geredet und etwas 
zu wenig über die Rechte von Behinderten. Manchmal 
muss man hinschauen, in welcher Debatte man sich ge-
rade befindet, um zu erkennen, was denn wirklich dahin-
tersteckt. Das ist ein großes Problem. Wenn das Teilha-
begesetz für Sie, liebe Große Koalition, in erster Linie 
eine Möglichkeit sein sollte, Kosten zu sparen, bieten 
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wir denjenigen von Ihnen, die ernsthaft an einer men-
schenrechtsorientierten Behindertenpolitik interessiert 
sind, gern Asyl – garantiert und ohne Abschiebung.

Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Für die SPD-Fraktion hat nun Kerstin Tack das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Kerstin Tack (SPD):
Herr Präsident! Liebe Verena Bentele! Meine lieben 

Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Auf dem Protesttag am Montag haben wir mit 
Blick auf die politischen Herausforderungen beim 
Thema Menschen mit Behinderung festgestellt – ich 
glaube auch, dass diese gemeinsame Klarstellung wich-
tig ist –, dass wir uns diesem Anliegen partei- und frak-
tionsübergreifend gleichermaßen in wertschätzender und 
sachlicher Weise widmen müssen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jetzt erleben wir aber, dass das, was der Community 
als wertvolle Unterstützung zugesagt wurde, in der 
parlamentarischen Debatte zu einer relativ armseligen 
Veranstaltung verkommt. Denn ohne selbst nur einen 
einzigen inhaltlich-fachlichen Vorschlag zu machen, hält 
man den anderen vor, dass sie nicht schon selbst längst 
Vorschläge auf den Tisch gelegt haben.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: So 
war es!)

Damit verabschiedet man sich auch noch von dem 
Grundsatz „Nicht ohne uns über uns“.

Die Grünen fordern von uns – auch jetzt wieder –, in 
vier Wochen eine umfängliche Sozialrechtsreform vor-
zulegen.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sagt doch keiner, Frau Tack!)

– Aber selbstverständlich, Frau Rüffer. Das haben Sie 
vorhin wieder getan. – Sie ignorieren dabei die Tatsache, 
dass Deutschland sich mit der Ratifikation der UN-
Behindertenrechtskonvention verpflichtet hat, ein Ge-
setzgebungsverfahren nur unter Beteiligung der Betrof-
fenen durchzuführen. Wer aber gleichzeitig fordert, das 
Vorhaben in vier Wochen abzuschließen, der verabschie-
det sich von dem Anspruch, genau dieser Verpflichtung 
nachzukommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Markus Kurth [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Haben wir gar nicht 
gesagt! Das ist doch billige Polemik!)

Ihnen muss klar sein, dass Sie mit diesen von Ihnen 
immer wieder vorgebrachten Aussagen gegen den 
Anspruch verstoßen, den Sie außerhalb des Parlaments 
erheben.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Frau Kollegin Tack, darf die Kollegin Rüffer Ihnen 

eine Zwischenfrage stellen?

Kerstin Tack (SPD):
Ja, darf sie.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Sehr schön. – Frau Kollegin Rüffer.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Liebe Frau Tack, ich finde es wunderbar, dass Sie so 

engagiert über dieses Thema diskutieren. Das eint Men-
schen, die sich mit Behindertenpolitik beschäftigen.

Sie haben uns nun unterstellt, dass wir von Ihnen er-
warten würden, ohne Beteiligung Behinderter in vier 
Wochen ein Bundesteilhabegesetz vorzulegen. Dem ist 
aber mitnichten so. Wir haben nur gesagt, dass Sie nicht 
alles in das Bundesteilhabegesetz schieben können. In 
unserem Antrag und in den heutigen Reden haben wir 
viele Punkte, die man außerhalb dieses Gesetzes regeln 
muss, aufgezählt.

Ich möchte von Ihnen wissen, ob Sie der Meinung 
sind, dass man all diese Punkte in ein Gesetz schieben 
muss, oder ob man nicht die vielen Punkte, über die in 
der Vergangenheit unter Beteiligung Behinderter aus-
führlich diskutiert worden ist, schon jetzt umsetzen 
kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kerstin Tack (SPD):
Nein, das kann man nicht. Ich will Ihnen auch sagen, 

warum. Wir streben gemeinschaftlich eine Gesamt-
lösung an, was verbietet, Einzelaspekte herauszupicken. 
Vier oder fünf Sozialgesetzbücher, die etwas miteinan-
der zu tun haben, sollen angefasst werden. Jetzt bei-
spielsweise § 13 aus dem SGB XII herauszupicken oder 
einen Teilaspekt aus einem Paragrafen im SGB IX an-
ders zu fassen, bringt uns nicht weiter. Wir müssten es 
nämlich ansonsten ein zweites Mal anfassen, nämlich 
dann, wenn wir mit einer großen Reform eine Wirkung 
auch auf andere Gesetzbücher entfalten wollen.

Wir sagen deshalb: Wir wollen kein Klein-Klein, son-
dern wir wollen eine große Reform, die Regelungen aus 
verschiedenen Sozialgesetzbüchern in eine neue Dimen-
sion überführt. Wenn man eine Gesamtlösung anstrebt, 
verbietet es sich, vorher einzelne Rosinen herauspicken. 
Wenn wir das tun würden, würden wir die Verwirkli-
chung der angestrebten großen Reform gefährden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Das möchten wir ausdrücklich nicht.

Im Gegensatz zu Ihrer Fraktion haben wir hier übri-
gens mehrfach gesagt, welche Erwartungshaltung wir 
politisch bezüglich eines Bundesteilhabegesetzes haben. 
Ich kann es gerne wiederholen: Uns geht es natürlich um 
ein Wunsch- und Wahlrecht, um Personenzentriertheit, 
um ein Raus aus der Sozialhilfe, um eine Überprüfung 


